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Gesetz Nr. ... von 2011

über die Volksgesundheits-Verbrauchssteuer

Das Parlament erlässt zur Zurückdrängung des Verzehrs von Nahrungsmitteln, die für die Volksgesundheit nicht förderlich sind, als Anreiz zur gesunden Ernährung sowie zur Verbesserung der Finanzierung der Gesundheitsdienstleistungen, insbesondere der Programme zur Förderung der Volksgesundheit das folgende Gesetz über die Pflicht zur Entrichtung einer Volksgesundheits-Verbrauchssteuer:

Begriffsbestimmungen

§ 1

In Anwendung dieses Gesetzes gelten folgende Begriffsbestimmungen:

1. Inland: das Territorium der Republik Ungarn 

2. Zucker: die Erzeugnisse der Positionen 1701 und 1702

3. Salz: das Erzeugnis der Position 2501

4. vorverpacktes Erzeugnis: die Kombination aus dem Erzeugnis und der Einzelverpackung, die das Erzeugnis enthält, falls

a) das Erzeugnis nicht in Anwesenheit des Verbrauchers oder des Endbenutzers verpackt wird

b) die Menge des in der Verpackung befindlichen Erzeugnisses vorbestimmt ist

c) die Menge im Sinne von Buchstabe b) nicht ohne Öffnen oder wahrnehmbare Änderung der Verpackung änderbar ist und

d) das Erzeugnis in Einheiten mit solchen Nennmengen verkauft wird, die


da) übereinstimmen mit den vom Verpacker vorbestimmten Werten (einschließlich jeglicher solcher zusätzlicher Menge, auf die in der Kennzeichnung Bezug genommen wird)


db) in Massen- oder Volumenanteilen bestimmt werden

5. Verkauf: Die Übergabe des steuerpflichtigen Erzeugnisses gegen einen Gegenwert, wobei der Empfänger die Verfügungsgewalt des Eigentümers erhält

6. Erfüllungsort: der Erfüllungsort im Sinne des Gesetzes Nr. CXXVII von 2007 über die Umsatzsteuer (nachfolgend: „Umsatzsteuergesetz“)

7. Position: die Position im Sinne des geltenden Wortlauts der Verordnung (EU) Nr. 861/2010 der Kommission vom 5. Oktober 2010 zur Änderung von Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif vom 14. Juni 2011

Die Steuerpflicht

§ 2

Als steuerpflichtige Erzeugnisse gelten die als vorverpackte Erzeugnisse in Verkehr gebrachten

a) Erzeugnisse der Positionen 2009 und 2202, mit Ausnahme der Fruchtnektare und Fruchtsäfte, Auszüge, Konzentrate und Sirupe mit einem Fruchtanteil von mindestens 25 %, wenn


aa) der Gehalt des zugefügten Zuckers die Menge von 8 Gramm Zucker/100 Milliliter überschreitet (nachfolgend: „Erfrischungsgetränk“) oder


ab) der Gehalt des zum Erfrischungsgetränk zugefügten Koffeins die Menge von 10 Milligramm Koffein/100 Milliliter überschreitet (nachfolgend: „Energiegetränk“)

b) die Erzeugnisse der Positionen 1704, 1905, 2105, wenn der Gehalt des zugefügten Zuckers die Menge von 25 Gramm Zucker/100 Gramm überschreitet sowie die Erzeugnisse der Position 1806, wenn der Gehalt des zugefügten Zuckers die Menge von 40 Gramm Zucker/100 Gramm überschreitet und der Kakaogehalt unter 40 Gramm/100 Gramm Erzeugnis liegt (nachfolgend gemeinsam: „vorverpackte Zuckerware“)

c) Erzeugnisse der Positionen 1905, 2005 20 20 und 2008, die nicht unter Buchstabe b) fallen, unter Verwendung von Getreide, Kartoffeln oder Ölsamen hergestellt, gebacken oder geröstet und gewürzt wurden und zum sofortigen Verzehr geeignet sind, mit Ausnahme von Brot und Backwaren, wenn ihr Salzgehalt die Menge von 1 Gramm Salz/100 Gramm überschreitet (nachfolgend: „gesalzener Snack“)

d) Erzeugnisse der Positionen 2103 und 2104, die nicht als Kindernahrung, Suppe oder Soße gelten, wenn ihr Salzgehalt die Menge von 5 Gramm Salz/100 Gramm überschreitet (nachfolgend: „Speisewürze“), mit Ausnahme von Senf, Ketchup und nicht getrockneten, zerkleinerten oder pürierten, gesalzenen Speisewürzen aus Gemüsezubereitungen, deren Salzgehalt die Menge von 15 Gramm Salz/100 Gramm nicht überschreitet.

§ 3

(1) Der Verkauf von steuerpflichtigen Erzeugnissen, dessen Erfüllungsort das Inland ist, fällt unter die Steuerpflicht. 

(2) Das Steuersubjekt hat auf der Rechnung oder dem Buchhaltungsbeleg über den Verkauf des steuerpflichtigen Erzeugnisses oder – wenn es nicht zur Ausstellung einer Rechnung oder eines Buchhaltungsbelegs verpflichtet ist oder die Ausstellung versäumt hat –, in der Verkaufsurkunde anzugeben, dass es der Steuerpflicht unterliegt.

Das Steuersubjekt

§ 4

Subjekt der Steuer ist ein Steuersubjekt, das das steuerpflichtige Erzeugnis im Inland zum ersten Mal verkauft.

Die Bemessungsgrundlage

§ 5

Die Bemessungsgrundlage der Steuer ist die gemäß § 3 Absatz 1 vom Steuersubjekt verkaufte Menge des steuerpflichtigen Erzeugnisses in Kilogramm oder Liter. Bei der Bestimmung der Bemessungsgrundlage ist das Gewicht der Verpackung außer Betracht zu lassen.

Die Höhe der Steuer

§ 6

Die Höhe der Steuer

a) Erfrischungsgetränken 5 HUF/Liter 

b) Energiegetränken 250 HUF/Liter

c) vorverpackten Zuckerwaren 100 HUF/Kilogramm

d) gesalzenen Snacks 200 HUF/Kilogramm

e) Speisewürzen 500 HUF/Kilogramm

Steuerbefreiung

§ 7

(1) Von der Steuerpflicht befreit sind Steuersubjekte, die den Verkauf des steuerpflichtigen Erzeugnisses durchführen, wenn sie im Kalenderjahr weniger als 50 Liter oder 50 Kilogramm des steuerpflichtigen Erzeugnisses verkaufen.

(2) Von der Steuerpflicht befreit sind Verkäufe im Sinne von § 3 Absatz 1, wenn sie den Auflagen gemäß § 89 Absatz 1 oder § 98 Umsatzsteuergesetz entsprechen.

(3) Von der Steuerpflicht befreit ist der Verkauf im Sinne von § 3 Absatz 1 eines steuerpflichtigen Erzeugnisses, dessen Käufer das Erzeugnis im Sinne von § 89 Absatz 1 oder § 98 Umsatzsteuergesetz weiterverkauft, vorausgesetzt, dass der Käufer dem Steuersubjekt diese Tatsache beim Verkauf mitteilt und den Weiterverkauf – unter Mitteilung der Menge des weiterverkauften steuerpflichtigen Erzeugnisses – glaubhaft nachweist. Wenn der Käufer das steuerpflichtige Erzeugnis entgegen seiner Erklärung im Inland weiterverkauft, muss er das Steuersubjekt – unter Angabe der Menge des im Inland verkauften Erzeugnisses – innerhalb von 8 Tagen nach erfolgtem Inlandsverkauf darüber informieren. Das Steuersubjekt hat die Steuer über das vom Käufer im Inland weiterverkaufte steuerpflichtige Erzeugnis – zuzüglich des Säumniszuschlags ab der ursprünglichen Fälligkeit – im Steuerzeitraum, in den der Empfang der vom Käufer gesandten Mitteilung fällt, festzustellen und bei deren Fälligkeit zu entrichten. Falls der Käufer seiner Pflicht, den Verkauf im Inland innerhalb der Frist mitzuteilen, nicht nachkommt, hat der Käufer die vom Steuersubjekt nicht entrichtete Steuer über das im Inland verkaufte steuerpflichtige Erzeugnis, den Säumniszuschlag ab der Fälligkeit der Erklärung beziehungsweise – wenn die Säumnis von der staatlichen Finanzbehörde festgestellt wird –, die Steuerstrafe für die nicht entrichtete Steuer sowie den Säumniszuschlag zu zahlen.

(4) Das Steuersubjekt darf im Sinne von § 39/D des Gesetzes Nr. C von 1990 über die Gemeindesteuern den Betrag der zu entrichtenden Steuer im Steuerjahr, das auf das Bemessungsjahr folgt, um das Doppelte des Betrags des Steuerfreibetrags für Unternehmer im Bemessungsjahr senken, höchstens jedoch auf 50 % des Betrags der Steuer im Steuerjahr nach dem Bemessungsjahr. Ist der Steuerzeitraum gemäß § 8 kürzer als 12 Monate, dann kann die Steuervergünstigung in den einzelnen Steuerzeiträumen anteilig in Anspruch genommen werden.

Die Steuererhebung

§ 8

(1) Gemäß § 10 Absatz 1 und 2 ist eine Steuererklärung über den Verkauf der steuerpflichtigen Erzeugnisse zu erstellen, bei denen

a) der Transaktionszeitpunkt des Verkaufs des steuerpflichtigen Erzeugnisses auf der Rechnung, auf dem Buchhaltungsbeleg oder in deren Ermangelung auf jeglicher anderen Urkunde über den Verkauf oder, wenn der Transaktionszeitpunkt nicht angegeben wurde

b) der Ausstellungszeitpunkt der Rechnung, des Buchhaltungsbelegs oder der sonstigen Verkaufsurkunde über den Verkauf des steuerpflichtigen Erzeugnisses

in den Erhebungszeitraum im Sinne von § 10 Absatz 1 und 2 (nachfolgend: „Steuerzeitraum“) fällt.

(2) Das Steuersubjekt stellt seine Steuer für den in Absatz 1 bestimmten Steuerzeitraum mittels Selbstveranlagung fest.

(3) Wenn die Menge der im Steuerzeitraum verkauften steuerpflichtigen Erzeugnisse nach der Einreichung der Steuererklärung sinkt, darf das Steuersubjekt den Steuerbetrag in dem Steuerzeitraum senken, in dem die Rechnung, der Buchhaltungsbeleg oder die sonstige Urkunde über die Korrektur oder Streichung ausgestellt wurde.

Registerführungspflicht

§ 9

(1) Das Steuersubjekt hat ein Register über die Menge der steuerpflichtigen Erzeugnisse 

a) die sich am ersten und letzten Tag des Steuerzeitraums im Besitz des Steuersubjekts befinden und

b) die im Steuerzeitraum gekauft, von Käufern rückgenommen, auf andere Weise erhalten wurden sowie die steuerpflichtig oder steuerbefreit verkauft, ausgemustert, kostenlos ausgehändigt, vernichtet, verschwunden oder auf andere Weise aus dem Besitz des Steuersubjekts gelangt sind,

aufgeschlüsselt nach Erzeugnis, zu führen. 

(2) Das Steuersubjekt hat über die steuerfrei verkauften steuerpflichtigen Erzeugnisse ein Register zu führen, in dem die Menge der steuerpflichtigen Erzeugnisse, die steuerfrei verkauft wurden, nach Erzeugnissen und nach Befreiungsgrund aufgeführt werden.

(3) Steuersubjekte, die Privatpersonen sind, die nicht als selbständige Unternehmer gelten und nicht steuerpflichtig sind, unterliegen nicht der Registerführungspflicht gemäß diesem Paragraphen.

Verfahrensvorschriften

§ 10

(1) Das Steuersubjekt erfüllt seine Erklärungspflicht – mit der in Absatz 2 genannten Ausnahme – gemäß dem für ihn geltenden Abgabezeitraum der Umsatzsteuer-Voranmeldung bis zu deren Abgabefrist auf dem zu diesem Zweck eingeführten Vordruck bei der staatlichen Steuerbehörde.

(2) Steuersubjekte, die von der Umsatzsteuer befreit sind oder nicht zur Einreichung der Umsatzsteuer-Voranmeldung verpflichtet sind, sowie Steuersubjekte, die nicht als Subjekte der Umsatzsteuer gelten, kommen ihrer Erklärungspflicht bis zum 25. Tag des zweiten Monats, der auf das Steuerjahr folgt, auf dem zu diesem Zweck eingeführten Vordruck bei der staatlichen Steuerbehörde nach.  

(3) Die Steuersubjekte erfüllen ihre Steuerzahlungspflicht bis zur vorgeschriebenen Frist für die Einreichung der Steuererklärung.

(4) Steuersubjekte, die nicht der Steuerzahlungspflicht unterliegen, haben keine Anmeldungs- oder Steuererklärungseinreichungspflicht. 

(5) Bei Verfahrensfragen, die nicht im vorliegenden Gesetz geregelt sind, müssen die Bestimmungen des Gesetzes über die Besteuerungsordnung angewandt werden.

(6) Die Einnahmen aus der Steuer bilden Einnahmen des Zentralhaushaltes.

Schlussbestimmungen

§ 11

(1) Dieses Gesetz tritt – mit Ausnahme der Bestimmung in Absatz 2 – am 1. September 2011 in Kraft.

(2) § 7 Absatz 4 tritt am 15. Tag nach dem Tag der Beschlussfassung der Genehmigungsentscheidung der Europäischen Kommission in Kraft. Den Tag der Beschlussfassung der Europäischen Kommission stellt der für die Steuerpolitik zuständige Minister unverzüglich nach dessen Bekanntgabe durch eine Einzelentscheidung im Amtsblatt der Ungarischen Republik (Magyar Közlöny) fest.
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